
— Artikel 11,

— Artikel 12 Absatz 1 Buchstabe d im Fall Gibraltars,

— Artikel 12 Absatz 2,

— Artikel 12 Absatz 4,

— Artikel 13 Absatz 1,

— Artikel 14 Absatz 2,

— Artikel 15,

— Artikel 16

— und außerhalb seiner Hoheitsgewässer der Richtlinie insge-
samt,

vollständig und ordnungsgemäß umzusetzen.

2. Im Übrigen wird die Klage abgewiesen.

3. Das Vereinigte Königreich Großbritannien und Nordirland trägt
die Kosten des Verfahrens.

(1) ABl. C 59 vom 6.3.2004.

URTEIL DES GERICHTSHOFES

(Erste Kammer)

vom 13. Oktober 2005

in der Rechtssache C-73/04 (Vorabentscheidungsersuchen
des Oberlandesgerichts Hamm [Deutschland]): Brigitte

und Marcus Klein gegen Rhodos Management Ltd (1)

(Brüsseler Übereinkommen — Zuständigkeit für Klagen, die
die Miete oder Pacht von unbeweglichen Sachen zum Gegen-

stand haben — Teilzeitnutzungsrecht an einer Immobilie)

(2005/C 315/10)

(Verfahrenssprache: Deutsch)

In der Rechtssache C-73/04 betreffend ein Vorabentscheidungs-
ersuchen nach dem Protokoll vom 3. Juni 1971 betreffend die
Auslegung des Übereinkommens vom 27. September 1968
über die gerichtliche Zuständigkeit und die Vollstreckung
gerichtlicher Entscheidungen in Zivil- und Handelssachen durch
den Gerichtshof, eingereicht vom Oberlandesgericht Hamm
(Deutschland) mit Entscheidung vom 27. Januar 2004, beim
Gerichtshof eingegangen am 17. Februar 2004, in dem Verfah-
ren Brigitte und Marcus Klein gegen Rhodos Management Ltd
hat der Gerichtshof (Erste Kammer) unter Mitwirkung des Kam-
merpräsidenten P. Jann (Berichterstatter), des Richters
K. Schiemann, der Richterin N. Colneric sowie der Richter

J. N. Cunha Rodrigues und E. Levits — Generalanwalt:
L. A. Geelhoed; Kanzler: R. Grass — am 13. Oktober 2005 ein
Urteil mit folgendem Tenor erlassen:

Artikel 16 Nummer 1 Buchstabe a des Übereinkommens vom 27.
September 1968 über die gerichtliche Zuständigkeit und die Vollstre-
ckung gerichtlicher Entscheidungen in Zivil- und Handelssachen in
der durch das Übereinkommen vom 9. Oktober 1978 über den Bei-
tritt des Königreichs Dänemark, Irlands und des Vereinigten König-
reichs Großbritannien und Nordirland, das Übereinkommen vom 25.
Oktober 1982 über den Beitritt der Republik Griechenland und das
Übereinkommen vom 26. Mai 1989 über den Beitritt des König-
reichs Spanien und der Portugiesischen Republik geänderten Fassung
ist dahin auszulegen, dass er keine Anwendung findet auf einen Ver-
trag über eine Clubmitgliedschaft, der als Gegenleistung zur Mitglied-
schaftsgebühr, die den Hauptbestandteil des Gesamtpreises ausmacht,
den Mitgliedern ermöglicht, das Teilzeitnutzungsrecht an einer ledig-
lich nach Typ und Lageort bezeichneten Immobilie zu erwerben, und
der die Aufnahme der Mitglieder in eine Organisation vorsieht, die
einen Tausch ihres Nutzungsrechts ermöglicht.

(1) ABl. C 106 vom 30.4.2004.

URTEIL DES GERICHTSHOFES

(Erste Kammer)

vom 15. September 2005

in der Rechtssache C-258/04 (Vorabentscheidungsersuchen
der Cour du travail Lüttich [Belgien]): Office national de

l'emploi gegen Ioannis Ioannidis (1)

(Arbeitsuchende — Unionsbürgerschaft — Diskriminierungs-
verbot — Artikel 39 EG — Überbrückungsgeld für junge
Menschen, die eine erste Beschäftigung suchen — Gewährung
abhängig vom Abschluss der höheren Schulbildung im

betreffenden Mitgliedstaat)

(2005/C 315/11)

(Verfahrenssprache: Französisch)

In der Rechtssache C-258/04 betreffend ein Vorabentschei-
dungsersuchen nach Artikel 234 EG, eingereicht von der Cour
du travail Lüttich (Belgien) mit Entscheidung vom 7. Juni 2004,
beim Gerichtshof eingegangen am 17. Juni 2004, in dem Ver-
fahren Office national de l'emploi gegen Ioannis Ioannidis hat
der Gerichtshof (Erste Kammer) unter Mitwirkung des Kammer-
präsidenten P. Jann, der Richterin N. Colneric sowie der Richter
J. N. Cunha Rodrigues (Berichterstatter), M. Ilešič und E. Levits
— Generalanwalt: D. Ruiz-Jarabo Colomer; Kanzler: R. Grass
— am 15. September 2005 ein Urteil mit folgendem Tenor
erlassen:
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